
Kammerversammlung am 15. April 2016 in Dortmund

Die Reform der Psychotherapeutenaus­
bildung, Aktivitäten der Kammer zur 
psychotherapeutischen Versorgung von 
Flüchtlingen, die Mitwirkung am Lan­
despsychiatrieplan NRW sowie Än­
derungen der Weiterbildungsordnung in 
den Bereichen Gesprächspsychothe­
rapie und Klinische Neuropsychologie 
waren einige der Themen, die in der 5. 
Sitzung der 4. Kammerversammlung 
der Psychotherapeutenkammer NRW 
(PTK NRW) am 15. April 2016 in Dort­
mund im Fokus standen.

Psychotherapeutenausbildung: 
Intensive Mitarbeit der Kammer

In seinem mündlichen Bericht infor­
mierte Kammerpräsident Gerd Höhner 
die Kammerversammlungsmitglieder, 
dass die PTK NRW aktiv in den Prozess 
zur Reform der Psychotherapeutenaus­
bildung eingebunden ist. Mehrere Vor­
standsmitglieder sind in den verschie­
denen Arbeitsgruppen des Projekts 
Transition bei der Bundespsychothe­
rapeutenkammer (BPtK) vertreten; er 
selbst wurde zum Sprecher der Tran­
sitions-AG benannt. „Auch die Bera­
tungsergebnisse unseres Ausschusses 
‚Reform der Psychotherapeutenaus­
bildung/Zukunft des Berufes’ konnten 
beständig in den Beratungsprozess auf 
Bundesebene eingebracht werden“, so 
Gerd Höhner. Insgesamt befinde sich 
die Kammer zu den Reformbestrebun­
gen in einem intensiven Austausch.

Hinsichtlich der Entwürfe für ein Psycho­
therapiestudium, welches nach sechs 
Semestern Grund- und vier Semestern 
Masterstudium mit der Approbation 
abschließen soll, gab der Kammerpräsi­
dent zu bedenken: „Bei der inhaltlichen 
Ausgestaltung reichen die Fachverbän­
de diverse nachvollziehbare Partikularin­
teressen ein – mit Blick auf fünf Studi­
enjahre plus Praxiserfahrung wird man 
sie jedoch bündeln müssen.“ Unter den 

noch zu klärenden Punkten hob er unter 
anderem die Überlegung hervor, wie 
rechtlich verbindlich die Weiterbildung 
verankert werden soll. Die vielfach geäu­
ßerte Sorge, dass Approbierte nach dem 
Studium diesen Weg gar nicht verfolgen 
könnten, teile er nicht, da kaum Arbeits­
felder zu erkennen seien.

Allerdings bliebe die Grundsatzdiskussion 
um die Definition von psychotherapeuti­
scher Tätigkeit bestehen, betonte Gerd 
Höhner. „In den Ausschüssen zeichnet 
sich die Richtung ab, sich möglichst we­
nig festzulegen – je offener das Gesetz 
formuliert ist, umso größer bleibt der 
Gestaltungsraum.“ Ebenso zu klären sei 
die Besetzung und die Rolle des wissen­
schaftlichen Beirates. „Wir schätzen den 
ärztlich-therapeutischen Fachbeistand 
und wollen kooperieren. Wir wollen 
jedoch keine Einbahnstraße. Die Ent­
scheidungen müssen für Ärzte und Psy­
chotherapeuten gleichermaßen gelten.“

Psychotherapeutengesetz: Positi-
ve Grundlage, offene Fragen

Mit Blick auf die Novellierung des Psy­
chotherapeutengesetzes begrüßt der 
Vorstand der PTK NRW den Entwurf 

eines Zweiten Gesetzes zur Änderung 
des Gesetzes über Hilfe und Schutz­
maßnahmen bei psychischen Krankhei­
ten (PsychKG), den das nordrhein-west­
fälische Ministerium für Gesundheit, 
Emanzipation, Pflege und Alter (MGE­
PA) vorgelegt hat.

Landespsychiatrieplan: Vernet-
zung und regionale Steuerung

Hinsichtlich der Entwicklung des Lan­
despsychiatrieplans NRW erläuterte der 
Kammerpräsident die Notwendigkeit, 
die in den Regionen vielfältig aktiven 
Akteure und Gremien verbindlich zusam­
menzuführen „Nicht zuletzt bei der Fra­
ge, wie wir psychisch belasteten oder 
kranken Flüchtlingen helfen können, ha­
ben wir gesehen: Es gibt zahlreiche gute 
Ansätze und Beiträge – aber oft arbeiten 
die Beteiligten nebeneinander her.“ Ab­
gesehen von einer stärkeren Vernetzung 
und der regionalen Steuerung sei eine 
verbesserte Zusammenarbeit von klini­
schem und ambulantem Sektor ein Ziel.

„Ebenso bekommt die Beschäftigung 
mit den Problemen älterer psychisch 
kranker Menschen eine andere Quali­
tät“, so Gerd Höhner weiter. „Wir wer­
den uns zunehmend damit befassen 
müssen, wie wir psychotherapeutische 
Behandlungsangebote für Ältere besser 
in die allgemeine Versorgung einbrin­
gen können. Erfreulicherweise steht 
die nordrhein-westfälische Gesund­
heitsministerin diesem Thema sehr auf­
geschlossen gegenüber. Daher finden 
sich auch entsprechende Fragestellun­
gen bei der Entwicklung des Landes­
psychiatrieplans NRW auf der Agenda.“

Flüchtlingsversorgung: Vielfältige 
Aktivitäten, aktuelle Umfrage

Der Kammerpräsident kam auch auf die 
vielfältigen Aktivitäten der PTK NRW 
zur psychotherapeutischen Versorgung 

Gerd Höhner
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von Flüchtlingen zu sprechen. Er er­
läuterte, dass die Kammer gezielt mit 
den Kassenärztlichen Vereinigungen in 
Verbindung stehe, um die bislang zö­
gerliche Erteilung von Sonderermächti­
gungen für Psychotherapeutinnen und 
Psychotherapeuten voranzubringen. In 
Zusammenarbeit mit dem Psychosozia­
len Zentrum (PSZ) Düsseldorf werden 
derzeit weitere Inhalte für die Home­
page der Kammer erarbeitet. Sie sollen 
die dort bereits verfügbaren „Hilfen für 
die Helfer“ erweitern. Ebenso ist die 
Kammer mit der Konzeption von Fort­
bildungen zur Psychotherapie im inter­
kulturellen Setting befasst. Auch hier 
besteht eine enge Zusammenarbeit mit 
dem PSZ Düsseldorf. Im März hatte die 
PTK NRW darüber hinaus an alle Kam­
mermitglieder eine Umfrage verschickt. 
Die Erhebung zielt darauf, ein Bild über 
die Aktivitäten in den Regionen zu ge­
winnen und die Vernetzung der Akteu­
rinnen und Akteure vor Ort zu fördern. 
Aktuell werden die bereits eingegange­
nen Rückmeldungen ausgewertet.

Aussprache: Viel Engagement, 
offene Debattenkultur

In der Aussprache trugen einige Kam­
merversammlungsmitglieder Schwie­
rigkeiten bei der Beantragung von Er­
mächtigungen vor. Der Vorstand wurde 
aufgefordert, hierzu die Kassenärztli­
chen Vereinigungen gezielt anzuspre­
chen. Zur Sprache kam, dass die Kam­
mer dem gesellschaftlichen Auftrag 
verpflichtet sei, darauf hinzuwirken, 
dass die Flüchtlinge in angemessenen 
Grundverhältnissen leben können und 
sozialpsychologische Voraussetzungen 
erfüllt werden. Hinsichtlich der Entwick­
lung des Landespsychiatrieplans NRW 
wurde darauf hingewiesen, dass ein sol­
cher Plan auch den Netzwerkgedanken 
festschreiben solle, beispielsweise die 
Zusammenarbeit mit der Jugendhilfe – 
nicht zuletzt als Basis für die Vergütung 
dieser Leistungen. Einige Mitglieder der 
Kammerversammlung äußerten den 
Wunsch, die Kammer möge sich inten­
siver für angestellte Psychotherapeuten 
einsetzen. Vorstandsmitglied Wolfgang 
Schreck betonte, dass die PTK NRW 
hier Lobbyarbeit leisten könne, Themen 
wie Tarifverhandlungen jedoch nicht zu 

ihren satzungsgemäßen Aufgaben ge­
hören. Insgesamt begrüßt wurde, dass 
der Vorstand einen Termin für einen Tag 
der Angestellten in Krankenhaus und 
Reha vorbereitet.

Haushalt: Große Akzeptanz der 
neuen Beitragsordnung

Einen Überblick über den Stand der Bei­
tragserhebung zum Beitragsjahr 2015 
und zum laufenden Beitragsjahr erhiel­
ten die Kammerversammlungsmitglie­
der von Andreas Pichler. „Wir sehen, 
dass der Mittelwert des Beitrags 2016 
nach der Änderung der Beitragsord­
nung im letzten Herbst wieder auf der 
Höhe der Vorjahre ist“, informierte der 
Vizepräsident der Kammer. „Der durch­
schnittliche Kammerbeitrag hat sich so­
mit nicht erhöht und die Deckungslücke 
im Haushalt von 2015 konnte aufgefan­
gen werden. Die Auswertung der Rück­
meldungen der Kammerangehörigen 
spricht zudem für eine außerordentlich 
große Akzeptanz der einkommensab­
hängigen Beitragsordnung.“ Aktuell ist 
die Geschäftsstelle der Kammer da­
mit befasst, die 2016 eingegangenen 
Selbsteinschätzungsbögen zur Bemes­
sung der Beitragshöhe stichprobenartig 
zu prüfen. „Die Ergebnisse der Stich­
proben aus diesem und aus dem letzten 
Jahr ermöglichen uns, Rückschlüsse 
über die Beschäftigungsfelder und die 
Beschäftigungsumfänge unserer Mit­
glieder zu ziehen. Aktuell streben wir 
an, im Herbst belastbare Daten vorzu­
legen.“

Weiterbildungsordnung:  
Beratung und Beschlussfassung

Den Kam­
m e r v e r ­
sammlungs­
mitgliedern 
lagen in ihrer 
5. Sitzung 
zwei Anträ­
ge des Vor­
standes auf 
Ä n d e r u n g 
der Weiter­
bildungsord­
nung vor. Ein 
Antrag be­
zog sich auf 
den Bereich Gesprächspsychotherapie. 
„Mit unserem ersten, inhaltlich begrün­
deten Vorschlag zu den zeitlichen Umfän­
gen für Behandlungs- und Selbsterfah­
rungsstunden lagen wir über den in der 
Musterweiterbildungsordnung vorgese­
henen Umfängen“, informierte Anni Mi­
chelmann, Fraktion DGVT, Vorsitzende 
des Ausschusses „Fort- und Weiterbil­
dung“. „Das Landesgesundheitsministe­
rium sah darin rechtliche Probleme und 
merkte an, es halte eine Orientierung an 
der Musterweiterbildungsordnung für 
sinnvoll. Um die Genehmigungsfähigkeit 
der Änderung der Weiterbildungsord­
nung sicherzustellen, ist daher eine ent­
sprechende Reduzierung der Stunden­
umfänge zu erwägen.“ Nach intensiver 
Beratung verabschiedete die Kammer­
versammlung einen Antrag des Vorstan­
des, der 240 Stunden Behandlung unter 
Supervision von mindestens 60 Stunden 
und mindestens 65 Stunden Selbsterfah­
rung vorsieht.

Der zweite Antrag des Vorstandes galt 
der Weiterbildungsordnung für Klinische 
Neuropsychologie. „In der Vergangen­
heit ist deutlich geworden, dass die ho­
hen strukturellen Anforderungen an die 
Weiterbildungsstätten durch die Weiter­
bildungsordnung zu Problemen bei der 
Umsetzung der Weiterbildung führen“, 
bilanzierte Vorstandsmitglied Barbara Lu­
bisch. „Wir haben daher im Ausschuss 
die Angleichung an die Musterweiter­
bildungsordnung erarbeitet. Gestrichen 
wurde zum Beispiel, dass die Weiterzu­
bildenden zwei Jahre klinische Tätigkeit 

Anni Michelmann
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208	 Psychotherapeutenjournal 2/2016

Mitteilungen der Psychotherapeutenkammer

N
R

W



auf Weiterbildungsstellen für Klinische 
Neuropsychologie benötigen. Denn es 
ist schlicht illusorisch, dort feste Arbeits­
plätze zu bekommen. Die Weiterbildung 
kann dann gar nicht funktionieren.“ Auch 
hierzu mündete die Beratung der Kam­
merversammlungsmitglieder in dem Be­
schluss, den Antrag anzunehmen.

Psychotherapie-Richtlinie: Klare 
Positionierung der Kammer

Umfassend 
beraten wur­
de auch zu 
dem Antrag 
der Fraktion 
Kooperation 
starke Kam­
mer, die vom 
Ausschuss 
„ P s y c h o ­
therapie in 
der ambu­
lanten Ver­
s o r g u n g “ 
vorgelegten 

Überlegungen zur Flexibilisierung der 
Psychotherapie-Richtlinie zu beschlie­
ßen. Im Juni soll der Gemeinsame Bun­
desausschuss (G-BA) hierzu entschei­
den. „Der Ausschuss hält es für sehr 
wichtig, dass im Vorfeld die Vertretung 
des Berufsstandes sich mit eigenen Posi­
tionen zu Wort meldet“, hob Ausschuss­
vorsitzende Monika Konitzer, Fraktion 
Kooperation starke Kammer, hervor. „Be­
raten wurde insbesondere zu den The­
men Sprechstunde, frühzeitige diagnosti­
sche Abklärung und Förderung von Grup­
pentherapie.“ Die Kammerversammlung 
beschloss, die erarbeiteten Positivformu­
lierungen unter der Überschrift „Positio­
nierung zur Einführung der Sprechstunde 
in die Psychotherapie-Richtlinie“ in die 
BPtK einzuspeisen.

Ein weiterer Tagesordnungspunkt war 
die Frage, ob Kammerversammlungen 
in Zukunft zweitägig abgehalten wer­
den sollten. Als Diskussionshilfe hatte 
der Vorstand einen Überblick zu Mehr­
kosten und Zeitgewinn zusammenge­
tragen. Die Diskussion von Aufwand 
und Nutzen endete mit dem Beschluss, 
die bisherige Länge der Versammlun­
gen beizubehalten und gegebenenfalls 

zu speziellen Themen einen „Großen 
Ratschlag“ einzuberufen, an dem alle 
interessierten Kammermitglieder teil­
nehmen können.

Berichte aus den Ausschüssen 
und Kommissionen

Zum Ende der Sitzung gab Vorstands­
mitglied Bernhard Moors einen Zwi­
schenbericht aus der Kommission 
„Standards der psychotherapeutischen 
Dokumentation.“ Die Kommission ist 
damit befasst, Mindestanforderungen 
für die Dokumentation zu erarbeiten. 
Generell sei es das Ziel, eine verfahrens­
übergreifende Dokumentation zu erstel­
len, sagte Bernhard Moors. Zu den Vor­
schlägen der Kommission gehört unter 
anderem, dass die einzelnen Elemente 
an verschiedenen Stellen dokumentiert 
sein könnten: in einem Abrechnungspro­
gramm, einer Patientenkartei oder -akte, 
einem Psychotherapieantrag oder einem 
Bericht an Überweiser.

Dr. Jürgen Tripp von der Fraktion Ko­
operative Liste informierte die Kam­
merversammlungsmitglieder über den 
aktuellen Arbeitsstand im Ausschuss 
„Reform der Psychotherapeutenausbil­
dung/Zukunft des Berufes“. Hinsicht­
lich der Organisation der Weiterbildung 
betonte der Ausschussvorsitzende, 
dass sie aus einer Hand erfolgen müs­
se. Ebenso gelte es, einen stärkeren 

Austausch und verbindlichere Abspra­
chen mit den Kliniken zu implementie­
ren. Zu den zentralen Diskussionspunk­
ten gehöre auch, wie ein Gebiet in der 
Weiterbildung definiert werde. Zudem 
müsse man darauf achten, die Schwä­
chen der medizinischen Ausbildung 
zu vermeiden – etwa die Abhängigkeit 
von einem Ausbildungsermächtigten, 
der gleichzeitig Arbeitsgeber ist. In der 
Aussprache bekräftigte das Plenum die 
Notwendigkeit der „Steuerung aus ei­

Monika Konitzer

Kammerversammlung in Dortmund

Dr. Jürgen Tripp Bernhard Moors

ner Hand“. Explizit gefordert wurde ein 
ausführlicher Block in ambulanter Tä­
tigkeit. Kammerpräsident Gerd Höhner 
merkte an, dass hier neue Aufgaben auf 
die Kammer zukommen: „Wir werden 
uns mit der Fachaufsicht über die Qua­
lität der Ausbildung befassen müssen 
und überlegen, wie wir sie partizipativ 
regeln können.“

Für die nächste Kammerversammlung 
treffen sich die Mitglieder am 5. No­
vember in Düsseldorf.
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Erste Regionalversammlung in Bielefeld
Um mit ihren Mitgliedern ins Gespräch 
zu kommen und über aktuelle landes- 
und bundespolitische Aktivitäten zu 
informieren, plant die PTK NRW Re­
gionalversammlungen in allen Regie­
rungsbezirken des Landes anzubieten. 
Der Beschluss für diese regionalen 
Informations- und Diskussionsveran­
staltungen zu aktuellen Themen für 
die Kammerangehörigen war auf der 4. 
Kammerversammlung im Oktober letz­
ten Jahres gefasst worden. Den Auftakt 
bildete die 1. Regionalversammlung am 
10. März 2016 in Bielefeld. Insgesamt 
waren 120 Kammermitglieder aus dem 
Regierungsbezirk Detmold der Einla­
dung gefolgt.

Positionen und Ziele zur  
Ausbildungsreform

Eingangs kam Kammerpräsident Gerd 
Höhner auf die Herausforderungen bei 
der Reform der Psychotherapeuten­
ausbildung und die Anliegen der PTK 
NRW in diesem Prozess zu sprechen. 
„Wir möchten zum Beispiel die histori­
sche Bandbreite der Verfahren wieder 
stärken und Regelungen für Verfahren 
wie systemische Therapien oder fami­
lientherapeutische Angebote finden“, 
erklärte er. „Ebenso ist es uns ein An­
liegen, eine praxisbezogene Ausbildung 
zu gestalten und Strukturen zu schaffen, 
die unserer Profession auch im komple­
mentären Bereich wie der Jugendhilfe 
oder in Rehabilitationseinrichtungen at­
traktive Arbeitsfelder erschließen.“ Vor­

standsmitglied Wolfgang Schreck fügte 
hinzu: „Auch die Weiterbildung gilt es 
zu entwickeln. Die rechtliche Zuständig­
keit hierfür liegt bei den Ländern. Das 
ist eine gute Chance, die wir als Kam­
mer sehr aktiv nutzen werden.“

Austausch über Bedarfsplanung 
und Beitragsordnung

Neben den Aktivitäten der Kammer 
zur psychotherapeutischen Versorgung 
von Flüchtlingen und den Erfahrungen 
der Mitglieder im Regierungsbezirk 
Detmold tauschte man sich auch zum 
Thema Bedarfsplanung aus. Mit Blick 
auf die teilweise unzureichende psy­
chotherapeutische Versorgung in den 
Regionen Nordrhein-Westfalens wurde 
hierbei unter anderem hervorgehoben, 
dass den Bedürfnissen von Kindern und 
Jugendlichen stärker nachzukommen 
sei.

Ein weiteres Thema war die seit 2015 
geltende einkommensorientierte Bei­
tragsordnung der PTK NRW. „Es zeigte 
sich schnell, dass es bei dieser Rege­
lung zu Mindereinnahmen von etwa 
20 Prozent kommt“, informierte Gerd 
Höhner. „Nach intensivem Abwägen 
möglicher Lösungen hatte die Kam­
merversammlung daher im Oktober 
letzten Jahres die Kombination eines 
einkommensabhängigen Beitrags mit 
einem Sockelbeitrag von 70 Euro für je­
des Mitglied beschlossen. „Wir hatten 
zwar gründlich vorgearbeitet, mussten 

aber feststellen, dass unsere Mitglieder 
weniger verdienen, als vorherige Stich­
proben vermuten ließen“, beleuchtete 
Wolfgang Schreck den Hintergrund. 
„Eine Beitragsunehrlichkeit unserer 
Mitglieder haben wir im Zuge umfang­
reicher Stichproben nicht ausmachen 
können.“

Konstruktiver Austausch und 
neue Kontakte

Das Resümee fällt nach der Regional­
versammlung durchweg positiv aus. 
„Wir sind von den Mitgliedern vor Ort 
sehr herzlich empfangen worden und 
es sind viele neue Kontakte entstan­
den“, bilanziert Gerd Höhner. Auch bei 
Aspekten wie Beitragsfragen sei die 
Debatte offen und konstruktiv verlau­
fen. „Insgesamt haben wir eine leben­
dige Diskussion zu aktuellen Themen 
unseres Berufsstandes erlebt und die 
Veranstaltung als einen guten Beitrag 
für das Kammerleben empfunden. Wir 
freuen uns auf die nächste Veranstal­
tung.“ Die zweite Regionalversamm­
lung wird Ende Juni im Regierungsbe­
zirk Arnsberg stattfinden.

Regionalversammlung in Bielefeld

Wolfgang Schreck

Geschäftsstelle

Willstätterstraße 10
40549 Düsseldorf
Tel. 0211/52 28 47-0
Fax 0211/52 28 47-15
info@ptk-nrw.de
www.ptk-nrw.de
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